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Barbara Gillmann
Berlin

Handelsblatt: Die Regierungskom-
mission Corporate Governance ver-
schärft ihren Kodex. Unternehmen
sollen dafür sorgen, dass mehr
Frauen in Führungspositionen kom-
men. Reicht das?
Kristina Schröder: Ich begrüße das
sehr. Man darf die Wirkung des Ko-
dex keinesfalls unterschätzen. Der
Kodex bietet eine große Chance:
Die Unternehmen müssen öffent-
lich Rechenschaft ablegen und ris-
kieren bei Nicht-Einhaltung des Re-
gelwerks, dass dies auf ihr Image
und damit auf ihren unternehmeri-
schen Erfolg zurückschlägt.

Handelsblatt: Anders als bei Auf-
sichtsräten verlangt der Kodex für
Vorstände von Unternehmen nur,

dass Frauen „angemessen“ berück-
sichtigt werden.
Schröder: Ja, aber die Folge ist, dass
die Unternehmen sich der Diskus-
sion werden stellen müssen, wa-
rum sie einen bestimmten Anteil
als angemessen empfinden und an-
streben.

Handelsblatt: Deutschland liegt mit
drei Prozent Frauen in Top-Jobs in-
ternational weit hinten. Wie lange
geben Sie den Unternehmen noch
Zeit, diesen Anteil massiv nach
oben zu korrigieren.
Schröder: Neuerdings tut sich viel.
Es gibt einige neue weibliche Dax-
Vorstände. Zudem weiß ich aus Un-
ternehmen, dass viele ganz gezielt
nach Frauen für Aufsichtsrat und
Vorstand suchen. Die Telekom ist
da erfreulicherweise mit einer frei-

willigen Quote vorgeprescht. Es
spricht sich herum, dass es nicht im
ökonomischen Interesse der Unter-
nehmen ist, die Hälfte des Begab-
tenpools zu ignorieren.

Handelsblatt: Wäre nicht eine Quo-
tierung sinnvoll?
Schröder: Ich kann nur so lange gu-
ten Gewissens auf eine Quote ver-
zichten, solange ich in der Wirt-
schaft eine stetige Verbesserung
sehe. Das ist aktuell so, aber wir
brauchen eine ständige Verände-
rung in die richtige Richtung. Das
Beste an einer „angedrohten“
Quote ist, dass sie wie ein Damokles-
schwert wirkt.

Handelsblatt: Die Initiative deutsch-
sprachiger Top-Managerinnen „Ge-
neration CEO“, deren Schirmher-

Deutsch-
land ist
in Sa-

chen Frauen-
förderung
Nachzügler.
Andere Län-

der haben die Frage längst gesetz-
lich geregelt. In Norwegen etwa
müssen Aufsichtsräte zu 40 Pro-
zent mit Frauen besetzt sein.
Diese Quote hat auch Paris seinen
Unternehmen ab 2016 verordnet.
In den Niederlanden steht eine
30-Prozent-Quote für Aufsichtsrat
und Vorstand ebenfalls kurz be-
vor. All diese Länder unterschei-
den zwischen aktiven Manage-
ment- und Aufsichts-
posten. Der Grund:
Aufseherinnen zu fin-
den scheint leichter
als Managerinnen.

„Deutschland
wird derzeit förm-
lich eingekreist“,
sagt Telekom-Vor-
stand Thomas Sattel-
berger – im Westen
von Quoten, im Os-
ten von ohnehin hö-
heren Frauenantei-
len. Ein Erbe sozialis-
tischer Wirtschafts-
systeme.

Die Wirtschafts-
elite in Deutschland
wehrt sich jedoch ve-
hement gegen Frau-
enquoten. Die Tele-
kom hat sich zwar in
diesem Jahr eine ent-
sprechende Selbst-
verpflichtung aufer-
legt. Aber 77 Prozent der deut-
schen Topmanager halten das für
Unsinn, zeigte eine Handelsblatt-
Umfrage unter mehr als 750 Füh-
rungskräften im Frühjahr.

Den deutschen Beharrungskräf-
ten entgegen steht eine Debatte
darüber, ob Unternehmen mit
Frauen in der Führung nicht profi-
tabler sind. Dafür spricht unter an-
derem eine McKinsey-Studie. In
den USA gibt es bereits große In-
vestoren, die nur noch in Unter-
nehmen mit vielen Top-Frauen in-
vestieren.

Sie berufen sich etwa auf die
amerikanische Hirnforscherin
Louann Brizendine, die auf die un-
terschiedliche Funktionsweise
der Gehirne hinweist: Frauen rea-
lisieren etwa Schwächen der Kon-
kurrenz besser, das männliche Ge-
hirn arbeite dafür fokussierter.
Um beides nutzen zu können, sei
in den Führungszirkeln eine „kriti-
sche Masse“ von 25 bis 30 Prozent
Frauen nötig.

Mehr Spitzenjobs fordern neu-
erdings auch schlagkräftige Orga-
nisationen der neuen Top-
Frauen. Großen Einfluss auf die
Familienministerin hat etwa die
Initiative „Generation CEO“, de-
ren Schirmherrin Schröder ist.
Der illustre Klub von 60 Topma-

nagerinnen ruft zum entschlosse-
nen Handeln auf: „Wer Markt
statt Quote will, muss jetzt zeigen,
dass er weibliche Talente nicht
systematisch aus den eigenen Vor-
ständen und Aufsichtsräten fern-
hält“, heißt es in der jüngst verab-
schiedeten „Kronberger Erklä-
rung“ der Frauen. Sprecherin
Ines Kolmsee, Chefin der SKW Me-
tallurgie AG, hält eine Frauen-
quote von 20 Prozent in fünf Jah-
ren für „durchaus realistisch“.

Einen anderen Ansatz wählt
der Deutsche Juristinnenbund:
die Damen gehen Aufsichtsräten
und Vorständen während der
Hauptversammlungen ganz ge-
zielt mächtig auf die Nerven. Sie
fordern die Männerriege mit ei-

ner Kaskade von An-
fragen auf sol-
chen Veranstaltun-
gen heraus: Wie viele
Managerinnen es auf
welcher Ebene gebe,
wie viele Männer wie
lange Erziehungsur-
laub nehmen, ob der
freie Vorstandsjob
weiblich besetzt
wird.

Dritte im Frauen-
Bund ist „Fidar“
(Frauen in die Auf-
sichtsräte). Deren
Vorsitzende, Monika
Schulz-Strelow, for-
dert von Ministerin
Schröder, den im Ko-
alitionsvertrag ver-
einbarten Stufen-
plan zur Erhöhung
des Frauenanteils in
Führungsgremien
vorzulegen.

Die Bundesländer gehen noch
weiter: Deren Gleichstellungsmi-
nister fordern eine gesetzliche
Quote für Aufsichtsräte und kün-
digten einen Bundesratsinitiative
an. Die Fraueninitiativen und Lob-
byistinnen nutzen den politi-
schen Rückwind. Anderen berei-
tet die Entwicklung Unbehagen.
Festlegungen, wie es die Länder
fordern, oder eine gesetzliche Be-
richtspflicht à la Familienministe-
rin Schröder wären ein Affront ge-
gen Klaus-Peter Müller. Der
Commerzbank-Aufsichtsratsvorsi
tzende ist zugleich Chef der Cor-
porate-Governance-Kommission
für gute Unternehmensführung.

Müller beteuert zwar stets, er
akzeptiere „das Primat der Poli-
tik“. Weitere Gesetze würde er
aber wohl nicht akzeptieren – und
sein Amt hinwerfen. Mit einem
weiteren Gesetz würde die Politik
zum dritten Mal in die Kompetenz
der Kommission eingreifen. Zu-
mal der Kodex gerade erst um spe-
zielle Regeln für Frauen in Vor-
ständen und Aufsichtsräten er-
gänzt wurde. Der Vorstoß Schrö-
ders dürfte daher für Gesprächs-
stoff auf dem Jahrestreffen der
Kommission in dieser Woche sor-
gen.

Dieter Fockenbrock, Barbara Gillmann

„Eine Frauenquote
von 20 Prozent ist
durchaus machbar“
Familienministerin Schröder erhöht den Druck auf die
Wirtschaft: Bis zum Jahr 2015 sollen Unternehmen jeden fünften
Vorstandssessel mit einer Frau besetzt haben. Gelingt ihnen das
nicht, will die CDU-Politikerin die Firmen per Gesetz zur
Einhaltung einer entsprechenden Quote zwingen.
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rin Sie sind, meint, in fünf Jahren
müsse der Anteil von Frauen in
Führungspositionen 20 Prozent be-
tragen.
Schröder: Einen Anteil von 20 Pro-
zent im Jahr 2015 wünsche ich mir
ebenfalls und halte das auch für
machbar. Das kann aber nur im
Schnitt gelten, nicht für jede Bran-
che. Denn es gibt nun mal Unterneh-
men etwa in der Stahlindustrie, die
selbst bei bestem Willen noch lange
nicht genug Frauen finden. Entwe-
der weil nicht genug Frauen eine ge-
eignete Ausbildung haben, oder
weil gar nicht genug Frauen entspre-
chende Positionen wollen.

Handelsblatt: Nicht wollen?
Schröder: Ja. Hier ärgert mich die
Unehrlichkeit in der Diskussion.
Viele Frauen wollen sich den 60-
bis 80-Stunden-Mörderjob in ei-
nem Vorstand nicht antun.

Handelsblatt: Also sollen sich die
Frauen auch nicht beschweren,
wenn sie im mittleren Management
kleben bleiben?
Schröder: Doch, natürlich. Aller-
dings: Der Schlüssel ist die Arbeits-
kultur. Unsere Unternehmen sind
vielfach so organisiert, dass nur der
an die Spitze vordringt, der entwe-
der keine familiären Pflichten hat
oder sie etwa an die Ehefrau outge-
sourct hat. Deshalb gibt es so wenig
weibliche Topkräfte.

Handelsblatt: Wollen Sie in den
nächsten Jahren nur tatenlos zuse-
hen, was passiert?
Schröder: Im Gegenteil. Wir wer-
den die positive Entwicklung aktiv
unterstützen. Ich will, dass auch
diejenigen Unternehmen Rechen-

schaft über die Beteiligung von
Frauen auf den einzelnen Führungs-
ebenen ablegen müssen, die nicht
vom Corporate-Governance-Kodex
erfasst sind. Diese Debatte müssen
wir nun führen. Breitere Berichts-
und Transparenzpflichten können
Öffentlichkeit herstellen und Debat-
ten auslösen – bis hin zu Rankings
im Handelsblatt oder auf Spiegel-
Online.

Handelsblatt: Wann soll die
Berichtspflicht kommen?
Schröder: So schnell wie möglich.
Verbindliche Berichtspflichten ha-
ben wir ja bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart. Dafür reicht der Ko-
dex allein natürlich nicht aus, zu-
mal er ohnehin nur börsennotierte
Unternehmen betrifft. Die anderen
großen Firmen und Konzerne kön-
nen wir zum Beispiel über das Han-
delsgesetzbuch erreichen. Ich hoffe
hier auf die Unterstützung des Jus-
tizministeriums, das dafür federfüh-
rend zuständig ist.

Handelsblatt: Die einen sagen,
Frauen werden systematisch von
Spitzenpositionen ferngehalten.
Unternehmen sagen, wir finden
nicht genug geeignete Frauen. Hirn-
forscher sagen, die Geschlechter ti-
cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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Barbara Gillmann
Berlin

Handelsblatt: Die Regierungskom-
mission Corporate Governance ver-
schärft ihren Kodex. Unternehmen
sollen dafür sorgen, dass mehr
Frauen in Führungspositionen kom-
men. Reicht das?
Kristina Schröder: Ich begrüße das
sehr. Man darf die Wirkung des Ko-
dex keinesfalls unterschätzen. Der
Kodex bietet eine große Chance:
Die Unternehmen müssen öffent-
lich Rechenschaft ablegen und ris-
kieren bei Nicht-Einhaltung des Re-
gelwerks, dass dies auf ihr Image
und damit auf ihren unternehmeri-
schen Erfolg zurückschlägt.

Handelsblatt: Anders als bei Auf-
sichtsräten verlangt der Kodex für
Vorstände von Unternehmen nur,

dass Frauen „angemessen“ berück-
sichtigt werden.
Schröder: Ja, aber die Folge ist, dass
die Unternehmen sich der Diskus-
sion werden stellen müssen, wa-
rum sie einen bestimmten Anteil
als angemessen empfinden und an-
streben.

Handelsblatt: Deutschland liegt mit
drei Prozent Frauen in Top-Jobs in-
ternational weit hinten. Wie lange
geben Sie den Unternehmen noch
Zeit, diesen Anteil massiv nach
oben zu korrigieren.
Schröder: Neuerdings tut sich viel.
Es gibt einige neue weibliche Dax-
Vorstände. Zudem weiß ich aus Un-
ternehmen, dass viele ganz gezielt
nach Frauen für Aufsichtsrat und
Vorstand suchen. Die Telekom ist
da erfreulicherweise mit einer frei-

willigen Quote vorgeprescht. Es
spricht sich herum, dass es nicht im
ökonomischen Interesse der Unter-
nehmen ist, die Hälfte des Begab-
tenpools zu ignorieren.

Handelsblatt: Wäre nicht eine Quo-
tierung sinnvoll?
Schröder: Ich kann nur so lange gu-
ten Gewissens auf eine Quote ver-
zichten, solange ich in der Wirt-
schaft eine stetige Verbesserung
sehe. Das ist aktuell so, aber wir
brauchen eine ständige Verände-
rung in die richtige Richtung. Das
Beste an einer „angedrohten“
Quote ist, dass sie wie ein Damokles-
schwert wirkt.

Handelsblatt: Die Initiative deutsch-
sprachiger Top-Managerinnen „Ge-
neration CEO“, deren Schirmher-

Deutsch-
land ist
in Sa-

chen Frauen-
förderung
Nachzügler.
Andere Län-

der haben die Frage längst gesetz-
lich geregelt. In Norwegen etwa
müssen Aufsichtsräte zu 40 Pro-
zent mit Frauen besetzt sein.
Diese Quote hat auch Paris seinen
Unternehmen ab 2016 verordnet.
In den Niederlanden steht eine
30-Prozent-Quote für Aufsichtsrat
und Vorstand ebenfalls kurz be-
vor. All diese Länder unterschei-
den zwischen aktiven Manage-
ment- und Aufsichts-
posten. Der Grund:
Aufseherinnen zu fin-
den scheint leichter
als Managerinnen.

„Deutschland
wird derzeit förm-
lich eingekreist“,
sagt Telekom-Vor-
stand Thomas Sattel-
berger – im Westen
von Quoten, im Os-
ten von ohnehin hö-
heren Frauenantei-
len. Ein Erbe sozialis-
tischer Wirtschafts-
systeme.

Die Wirtschafts-
elite in Deutschland
wehrt sich jedoch ve-
hement gegen Frau-
enquoten. Die Tele-
kom hat sich zwar in
diesem Jahr eine ent-
sprechende Selbst-
verpflichtung aufer-
legt. Aber 77 Prozent der deut-
schen Topmanager halten das für
Unsinn, zeigte eine Handelsblatt-
Umfrage unter mehr als 750 Füh-
rungskräften im Frühjahr.

Den deutschen Beharrungskräf-
ten entgegen steht eine Debatte
darüber, ob Unternehmen mit
Frauen in der Führung nicht profi-
tabler sind. Dafür spricht unter an-
derem eine McKinsey-Studie. In
den USA gibt es bereits große In-
vestoren, die nur noch in Unter-
nehmen mit vielen Top-Frauen in-
vestieren.

Sie berufen sich etwa auf die
amerikanische Hirnforscherin
Louann Brizendine, die auf die un-
terschiedliche Funktionsweise
der Gehirne hinweist: Frauen rea-
lisieren etwa Schwächen der Kon-
kurrenz besser, das männliche Ge-
hirn arbeite dafür fokussierter.
Um beides nutzen zu können, sei
in den Führungszirkeln eine „kriti-
sche Masse“ von 25 bis 30 Prozent
Frauen nötig.

Mehr Spitzenjobs fordern neu-
erdings auch schlagkräftige Orga-
nisationen der neuen Top-
Frauen. Großen Einfluss auf die
Familienministerin hat etwa die
Initiative „Generation CEO“, de-
ren Schirmherrin Schröder ist.
Der illustre Klub von 60 Topma-

nagerinnen ruft zum entschlosse-
nen Handeln auf: „Wer Markt
statt Quote will, muss jetzt zeigen,
dass er weibliche Talente nicht
systematisch aus den eigenen Vor-
ständen und Aufsichtsräten fern-
hält“, heißt es in der jüngst verab-
schiedeten „Kronberger Erklä-
rung“ der Frauen. Sprecherin
Ines Kolmsee, Chefin der SKW Me-
tallurgie AG, hält eine Frauen-
quote von 20 Prozent in fünf Jah-
ren für „durchaus realistisch“.

Einen anderen Ansatz wählt
der Deutsche Juristinnenbund:
die Damen gehen Aufsichtsräten
und Vorständen während der
Hauptversammlungen ganz ge-
zielt mächtig auf die Nerven. Sie
fordern die Männerriege mit ei-

ner Kaskade von An-
fragen auf sol-
chen Veranstaltun-
gen heraus: Wie viele
Managerinnen es auf
welcher Ebene gebe,
wie viele Männer wie
lange Erziehungsur-
laub nehmen, ob der
freie Vorstandsjob
weiblich besetzt
wird.

Dritte im Frauen-
Bund ist „Fidar“
(Frauen in die Auf-
sichtsräte). Deren
Vorsitzende, Monika
Schulz-Strelow, for-
dert von Ministerin
Schröder, den im Ko-
alitionsvertrag ver-
einbarten Stufen-
plan zur Erhöhung
des Frauenanteils in
Führungsgremien
vorzulegen.

Die Bundesländer gehen noch
weiter: Deren Gleichstellungsmi-
nister fordern eine gesetzliche
Quote für Aufsichtsräte und kün-
digten einen Bundesratsinitiative
an. Die Fraueninitiativen und Lob-
byistinnen nutzen den politi-
schen Rückwind. Anderen berei-
tet die Entwicklung Unbehagen.
Festlegungen, wie es die Länder
fordern, oder eine gesetzliche Be-
richtspflicht à la Familienministe-
rin Schröder wären ein Affront ge-
gen Klaus-Peter Müller. Der
Commerzbank-Aufsichtsratsvorsi
tzende ist zugleich Chef der Cor-
porate-Governance-Kommission
für gute Unternehmensführung.

Müller beteuert zwar stets, er
akzeptiere „das Primat der Poli-
tik“. Weitere Gesetze würde er
aber wohl nicht akzeptieren – und
sein Amt hinwerfen. Mit einem
weiteren Gesetz würde die Politik
zum dritten Mal in die Kompetenz
der Kommission eingreifen. Zu-
mal der Kodex gerade erst um spe-
zielle Regeln für Frauen in Vor-
ständen und Aufsichtsräten er-
gänzt wurde. Der Vorstoß Schrö-
ders dürfte daher für Gesprächs-
stoff auf dem Jahrestreffen der
Kommission in dieser Woche sor-
gen.

Dieter Fockenbrock, Barbara Gillmann

„Eine Frauenquote
von 20 Prozent ist
durchaus machbar“
Familienministerin Schröder erhöht den Druck auf die
Wirtschaft: Bis zum Jahr 2015 sollen Unternehmen jeden fünften
Vorstandssessel mit einer Frau besetzt haben. Gelingt ihnen das
nicht, will die CDU-Politikerin die Firmen per Gesetz zur
Einhaltung einer entsprechenden Quote zwingen.
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rin Sie sind, meint, in fünf Jahren
müsse der Anteil von Frauen in
Führungspositionen 20 Prozent be-
tragen.
Schröder: Einen Anteil von 20 Pro-
zent im Jahr 2015 wünsche ich mir
ebenfalls und halte das auch für
machbar. Das kann aber nur im
Schnitt gelten, nicht für jede Bran-
che. Denn es gibt nun mal Unterneh-
men etwa in der Stahlindustrie, die
selbst bei bestem Willen noch lange
nicht genug Frauen finden. Entwe-
der weil nicht genug Frauen eine ge-
eignete Ausbildung haben, oder
weil gar nicht genug Frauen entspre-
chende Positionen wollen.

Handelsblatt: Nicht wollen?
Schröder: Ja. Hier ärgert mich die
Unehrlichkeit in der Diskussion.
Viele Frauen wollen sich den 60-
bis 80-Stunden-Mörderjob in ei-
nem Vorstand nicht antun.

Handelsblatt: Also sollen sich die
Frauen auch nicht beschweren,
wenn sie im mittleren Management
kleben bleiben?
Schröder: Doch, natürlich. Aller-
dings: Der Schlüssel ist die Arbeits-
kultur. Unsere Unternehmen sind
vielfach so organisiert, dass nur der
an die Spitze vordringt, der entwe-
der keine familiären Pflichten hat
oder sie etwa an die Ehefrau outge-
sourct hat. Deshalb gibt es so wenig
weibliche Topkräfte.

Handelsblatt: Wollen Sie in den
nächsten Jahren nur tatenlos zuse-
hen, was passiert?
Schröder: Im Gegenteil. Wir wer-
den die positive Entwicklung aktiv
unterstützen. Ich will, dass auch
diejenigen Unternehmen Rechen-

schaft über die Beteiligung von
Frauen auf den einzelnen Führungs-
ebenen ablegen müssen, die nicht
vom Corporate-Governance-Kodex
erfasst sind. Diese Debatte müssen
wir nun führen. Breitere Berichts-
und Transparenzpflichten können
Öffentlichkeit herstellen und Debat-
ten auslösen – bis hin zu Rankings
im Handelsblatt oder auf Spiegel-
Online.

Handelsblatt: Wann soll die
Berichtspflicht kommen?
Schröder: So schnell wie möglich.
Verbindliche Berichtspflichten ha-
ben wir ja bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart. Dafür reicht der Ko-
dex allein natürlich nicht aus, zu-
mal er ohnehin nur börsennotierte
Unternehmen betrifft. Die anderen
großen Firmen und Konzerne kön-
nen wir zum Beispiel über das Han-
delsgesetzbuch erreichen. Ich hoffe
hier auf die Unterstützung des Jus-
tizministeriums, das dafür federfüh-
rend zuständig ist.

Handelsblatt: Die einen sagen,
Frauen werden systematisch von
Spitzenpositionen ferngehalten.
Unternehmen sagen, wir finden
nicht genug geeignete Frauen. Hirn-
forscher sagen, die Geschlechter ti-
cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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Barbara Gillmann
Berlin

Handelsblatt: Die Regierungskom-
mission Corporate Governance ver-
schärft ihren Kodex. Unternehmen
sollen dafür sorgen, dass mehr
Frauen in Führungspositionen kom-
men. Reicht das?
Kristina Schröder: Ich begrüße das
sehr. Man darf die Wirkung des Ko-
dex keinesfalls unterschätzen. Der
Kodex bietet eine große Chance:
Die Unternehmen müssen öffent-
lich Rechenschaft ablegen und ris-
kieren bei Nicht-Einhaltung des Re-
gelwerks, dass dies auf ihr Image
und damit auf ihren unternehmeri-
schen Erfolg zurückschlägt.

Handelsblatt: Anders als bei Auf-
sichtsräten verlangt der Kodex für
Vorstände von Unternehmen nur,

dass Frauen „angemessen“ berück-
sichtigt werden.
Schröder: Ja, aber die Folge ist, dass
die Unternehmen sich der Diskus-
sion werden stellen müssen, wa-
rum sie einen bestimmten Anteil
als angemessen empfinden und an-
streben.

Handelsblatt: Deutschland liegt mit
drei Prozent Frauen in Top-Jobs in-
ternational weit hinten. Wie lange
geben Sie den Unternehmen noch
Zeit, diesen Anteil massiv nach
oben zu korrigieren.
Schröder: Neuerdings tut sich viel.
Es gibt einige neue weibliche Dax-
Vorstände. Zudem weiß ich aus Un-
ternehmen, dass viele ganz gezielt
nach Frauen für Aufsichtsrat und
Vorstand suchen. Die Telekom ist
da erfreulicherweise mit einer frei-

willigen Quote vorgeprescht. Es
spricht sich herum, dass es nicht im
ökonomischen Interesse der Unter-
nehmen ist, die Hälfte des Begab-
tenpools zu ignorieren.

Handelsblatt: Wäre nicht eine Quo-
tierung sinnvoll?
Schröder: Ich kann nur so lange gu-
ten Gewissens auf eine Quote ver-
zichten, solange ich in der Wirt-
schaft eine stetige Verbesserung
sehe. Das ist aktuell so, aber wir
brauchen eine ständige Verände-
rung in die richtige Richtung. Das
Beste an einer „angedrohten“
Quote ist, dass sie wie ein Damokles-
schwert wirkt.

Handelsblatt: Die Initiative deutsch-
sprachiger Top-Managerinnen „Ge-
neration CEO“, deren Schirmher-

Deutsch-
land ist
in Sa-

chen Frauen-
förderung
Nachzügler.
Andere Län-

der haben die Frage längst gesetz-
lich geregelt. In Norwegen etwa
müssen Aufsichtsräte zu 40 Pro-
zent mit Frauen besetzt sein.
Diese Quote hat auch Paris seinen
Unternehmen ab 2016 verordnet.
In den Niederlanden steht eine
30-Prozent-Quote für Aufsichtsrat
und Vorstand ebenfalls kurz be-
vor. All diese Länder unterschei-
den zwischen aktiven Manage-
ment- und Aufsichts-
posten. Der Grund:
Aufseherinnen zu fin-
den scheint leichter
als Managerinnen.

„Deutschland
wird derzeit förm-
lich eingekreist“,
sagt Telekom-Vor-
stand Thomas Sattel-
berger – im Westen
von Quoten, im Os-
ten von ohnehin hö-
heren Frauenantei-
len. Ein Erbe sozialis-
tischer Wirtschafts-
systeme.

Die Wirtschafts-
elite in Deutschland
wehrt sich jedoch ve-
hement gegen Frau-
enquoten. Die Tele-
kom hat sich zwar in
diesem Jahr eine ent-
sprechende Selbst-
verpflichtung aufer-
legt. Aber 77 Prozent der deut-
schen Topmanager halten das für
Unsinn, zeigte eine Handelsblatt-
Umfrage unter mehr als 750 Füh-
rungskräften im Frühjahr.

Den deutschen Beharrungskräf-
ten entgegen steht eine Debatte
darüber, ob Unternehmen mit
Frauen in der Führung nicht profi-
tabler sind. Dafür spricht unter an-
derem eine McKinsey-Studie. In
den USA gibt es bereits große In-
vestoren, die nur noch in Unter-
nehmen mit vielen Top-Frauen in-
vestieren.

Sie berufen sich etwa auf die
amerikanische Hirnforscherin
Louann Brizendine, die auf die un-
terschiedliche Funktionsweise
der Gehirne hinweist: Frauen rea-
lisieren etwa Schwächen der Kon-
kurrenz besser, das männliche Ge-
hirn arbeite dafür fokussierter.
Um beides nutzen zu können, sei
in den Führungszirkeln eine „kriti-
sche Masse“ von 25 bis 30 Prozent
Frauen nötig.

Mehr Spitzenjobs fordern neu-
erdings auch schlagkräftige Orga-
nisationen der neuen Top-
Frauen. Großen Einfluss auf die
Familienministerin hat etwa die
Initiative „Generation CEO“, de-
ren Schirmherrin Schröder ist.
Der illustre Klub von 60 Topma-

nagerinnen ruft zum entschlosse-
nen Handeln auf: „Wer Markt
statt Quote will, muss jetzt zeigen,
dass er weibliche Talente nicht
systematisch aus den eigenen Vor-
ständen und Aufsichtsräten fern-
hält“, heißt es in der jüngst verab-
schiedeten „Kronberger Erklä-
rung“ der Frauen. Sprecherin
Ines Kolmsee, Chefin der SKW Me-
tallurgie AG, hält eine Frauen-
quote von 20 Prozent in fünf Jah-
ren für „durchaus realistisch“.

Einen anderen Ansatz wählt
der Deutsche Juristinnenbund:
die Damen gehen Aufsichtsräten
und Vorständen während der
Hauptversammlungen ganz ge-
zielt mächtig auf die Nerven. Sie
fordern die Männerriege mit ei-

ner Kaskade von An-
fragen auf sol-
chen Veranstaltun-
gen heraus: Wie viele
Managerinnen es auf
welcher Ebene gebe,
wie viele Männer wie
lange Erziehungsur-
laub nehmen, ob der
freie Vorstandsjob
weiblich besetzt
wird.

Dritte im Frauen-
Bund ist „Fidar“
(Frauen in die Auf-
sichtsräte). Deren
Vorsitzende, Monika
Schulz-Strelow, for-
dert von Ministerin
Schröder, den im Ko-
alitionsvertrag ver-
einbarten Stufen-
plan zur Erhöhung
des Frauenanteils in
Führungsgremien
vorzulegen.

Die Bundesländer gehen noch
weiter: Deren Gleichstellungsmi-
nister fordern eine gesetzliche
Quote für Aufsichtsräte und kün-
digten einen Bundesratsinitiative
an. Die Fraueninitiativen und Lob-
byistinnen nutzen den politi-
schen Rückwind. Anderen berei-
tet die Entwicklung Unbehagen.
Festlegungen, wie es die Länder
fordern, oder eine gesetzliche Be-
richtspflicht à la Familienministe-
rin Schröder wären ein Affront ge-
gen Klaus-Peter Müller. Der
Commerzbank-Aufsichtsratsvorsi
tzende ist zugleich Chef der Cor-
porate-Governance-Kommission
für gute Unternehmensführung.

Müller beteuert zwar stets, er
akzeptiere „das Primat der Poli-
tik“. Weitere Gesetze würde er
aber wohl nicht akzeptieren – und
sein Amt hinwerfen. Mit einem
weiteren Gesetz würde die Politik
zum dritten Mal in die Kompetenz
der Kommission eingreifen. Zu-
mal der Kodex gerade erst um spe-
zielle Regeln für Frauen in Vor-
ständen und Aufsichtsräten er-
gänzt wurde. Der Vorstoß Schrö-
ders dürfte daher für Gesprächs-
stoff auf dem Jahrestreffen der
Kommission in dieser Woche sor-
gen.

Dieter Fockenbrock, Barbara Gillmann

„Eine Frauenquote
von 20 Prozent ist
durchaus machbar“
Familienministerin Schröder erhöht den Druck auf die
Wirtschaft: Bis zum Jahr 2015 sollen Unternehmen jeden fünften
Vorstandssessel mit einer Frau besetzt haben. Gelingt ihnen das
nicht, will die CDU-Politikerin die Firmen per Gesetz zur
Einhaltung einer entsprechenden Quote zwingen.
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Die Wirtschaft muss
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rin Sie sind, meint, in fünf Jahren
müsse der Anteil von Frauen in
Führungspositionen 20 Prozent be-
tragen.
Schröder: Einen Anteil von 20 Pro-
zent im Jahr 2015 wünsche ich mir
ebenfalls und halte das auch für
machbar. Das kann aber nur im
Schnitt gelten, nicht für jede Bran-
che. Denn es gibt nun mal Unterneh-
men etwa in der Stahlindustrie, die
selbst bei bestem Willen noch lange
nicht genug Frauen finden. Entwe-
der weil nicht genug Frauen eine ge-
eignete Ausbildung haben, oder
weil gar nicht genug Frauen entspre-
chende Positionen wollen.

Handelsblatt: Nicht wollen?
Schröder: Ja. Hier ärgert mich die
Unehrlichkeit in der Diskussion.
Viele Frauen wollen sich den 60-
bis 80-Stunden-Mörderjob in ei-
nem Vorstand nicht antun.

Handelsblatt: Also sollen sich die
Frauen auch nicht beschweren,
wenn sie im mittleren Management
kleben bleiben?
Schröder: Doch, natürlich. Aller-
dings: Der Schlüssel ist die Arbeits-
kultur. Unsere Unternehmen sind
vielfach so organisiert, dass nur der
an die Spitze vordringt, der entwe-
der keine familiären Pflichten hat
oder sie etwa an die Ehefrau outge-
sourct hat. Deshalb gibt es so wenig
weibliche Topkräfte.

Handelsblatt: Wollen Sie in den
nächsten Jahren nur tatenlos zuse-
hen, was passiert?
Schröder: Im Gegenteil. Wir wer-
den die positive Entwicklung aktiv
unterstützen. Ich will, dass auch
diejenigen Unternehmen Rechen-

schaft über die Beteiligung von
Frauen auf den einzelnen Führungs-
ebenen ablegen müssen, die nicht
vom Corporate-Governance-Kodex
erfasst sind. Diese Debatte müssen
wir nun führen. Breitere Berichts-
und Transparenzpflichten können
Öffentlichkeit herstellen und Debat-
ten auslösen – bis hin zu Rankings
im Handelsblatt oder auf Spiegel-
Online.

Handelsblatt: Wann soll die
Berichtspflicht kommen?
Schröder: So schnell wie möglich.
Verbindliche Berichtspflichten ha-
ben wir ja bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart. Dafür reicht der Ko-
dex allein natürlich nicht aus, zu-
mal er ohnehin nur börsennotierte
Unternehmen betrifft. Die anderen
großen Firmen und Konzerne kön-
nen wir zum Beispiel über das Han-
delsgesetzbuch erreichen. Ich hoffe
hier auf die Unterstützung des Jus-
tizministeriums, das dafür federfüh-
rend zuständig ist.

Handelsblatt: Die einen sagen,
Frauen werden systematisch von
Spitzenpositionen ferngehalten.
Unternehmen sagen, wir finden
nicht genug geeignete Frauen. Hirn-
forscher sagen, die Geschlechter ti-
cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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Barbara Gillmann
Berlin

Handelsblatt: Die Regierungskom-
mission Corporate Governance ver-
schärft ihren Kodex. Unternehmen
sollen dafür sorgen, dass mehr
Frauen in Führungspositionen kom-
men. Reicht das?
Kristina Schröder: Ich begrüße das
sehr. Man darf die Wirkung des Ko-
dex keinesfalls unterschätzen. Der
Kodex bietet eine große Chance:
Die Unternehmen müssen öffent-
lich Rechenschaft ablegen und ris-
kieren bei Nicht-Einhaltung des Re-
gelwerks, dass dies auf ihr Image
und damit auf ihren unternehmeri-
schen Erfolg zurückschlägt.

Handelsblatt: Anders als bei Auf-
sichtsräten verlangt der Kodex für
Vorstände von Unternehmen nur,

dass Frauen „angemessen“ berück-
sichtigt werden.
Schröder: Ja, aber die Folge ist, dass
die Unternehmen sich der Diskus-
sion werden stellen müssen, wa-
rum sie einen bestimmten Anteil
als angemessen empfinden und an-
streben.

Handelsblatt: Deutschland liegt mit
drei Prozent Frauen in Top-Jobs in-
ternational weit hinten. Wie lange
geben Sie den Unternehmen noch
Zeit, diesen Anteil massiv nach
oben zu korrigieren.
Schröder: Neuerdings tut sich viel.
Es gibt einige neue weibliche Dax-
Vorstände. Zudem weiß ich aus Un-
ternehmen, dass viele ganz gezielt
nach Frauen für Aufsichtsrat und
Vorstand suchen. Die Telekom ist
da erfreulicherweise mit einer frei-

willigen Quote vorgeprescht. Es
spricht sich herum, dass es nicht im
ökonomischen Interesse der Unter-
nehmen ist, die Hälfte des Begab-
tenpools zu ignorieren.

Handelsblatt: Wäre nicht eine Quo-
tierung sinnvoll?
Schröder: Ich kann nur so lange gu-
ten Gewissens auf eine Quote ver-
zichten, solange ich in der Wirt-
schaft eine stetige Verbesserung
sehe. Das ist aktuell so, aber wir
brauchen eine ständige Verände-
rung in die richtige Richtung. Das
Beste an einer „angedrohten“
Quote ist, dass sie wie ein Damokles-
schwert wirkt.

Handelsblatt: Die Initiative deutsch-
sprachiger Top-Managerinnen „Ge-
neration CEO“, deren Schirmher-

Deutsch-
land ist
in Sa-

chen Frauen-
förderung
Nachzügler.
Andere Län-

der haben die Frage längst gesetz-
lich geregelt. In Norwegen etwa
müssen Aufsichtsräte zu 40 Pro-
zent mit Frauen besetzt sein.
Diese Quote hat auch Paris seinen
Unternehmen ab 2016 verordnet.
In den Niederlanden steht eine
30-Prozent-Quote für Aufsichtsrat
und Vorstand ebenfalls kurz be-
vor. All diese Länder unterschei-
den zwischen aktiven Manage-
ment- und Aufsichts-
posten. Der Grund:
Aufseherinnen zu fin-
den scheint leichter
als Managerinnen.

„Deutschland
wird derzeit förm-
lich eingekreist“,
sagt Telekom-Vor-
stand Thomas Sattel-
berger – im Westen
von Quoten, im Os-
ten von ohnehin hö-
heren Frauenantei-
len. Ein Erbe sozialis-
tischer Wirtschafts-
systeme.

Die Wirtschafts-
elite in Deutschland
wehrt sich jedoch ve-
hement gegen Frau-
enquoten. Die Tele-
kom hat sich zwar in
diesem Jahr eine ent-
sprechende Selbst-
verpflichtung aufer-
legt. Aber 77 Prozent der deut-
schen Topmanager halten das für
Unsinn, zeigte eine Handelsblatt-
Umfrage unter mehr als 750 Füh-
rungskräften im Frühjahr.

Den deutschen Beharrungskräf-
ten entgegen steht eine Debatte
darüber, ob Unternehmen mit
Frauen in der Führung nicht profi-
tabler sind. Dafür spricht unter an-
derem eine McKinsey-Studie. In
den USA gibt es bereits große In-
vestoren, die nur noch in Unter-
nehmen mit vielen Top-Frauen in-
vestieren.

Sie berufen sich etwa auf die
amerikanische Hirnforscherin
Louann Brizendine, die auf die un-
terschiedliche Funktionsweise
der Gehirne hinweist: Frauen rea-
lisieren etwa Schwächen der Kon-
kurrenz besser, das männliche Ge-
hirn arbeite dafür fokussierter.
Um beides nutzen zu können, sei
in den Führungszirkeln eine „kriti-
sche Masse“ von 25 bis 30 Prozent
Frauen nötig.

Mehr Spitzenjobs fordern neu-
erdings auch schlagkräftige Orga-
nisationen der neuen Top-
Frauen. Großen Einfluss auf die
Familienministerin hat etwa die
Initiative „Generation CEO“, de-
ren Schirmherrin Schröder ist.
Der illustre Klub von 60 Topma-

nagerinnen ruft zum entschlosse-
nen Handeln auf: „Wer Markt
statt Quote will, muss jetzt zeigen,
dass er weibliche Talente nicht
systematisch aus den eigenen Vor-
ständen und Aufsichtsräten fern-
hält“, heißt es in der jüngst verab-
schiedeten „Kronberger Erklä-
rung“ der Frauen. Sprecherin
Ines Kolmsee, Chefin der SKW Me-
tallurgie AG, hält eine Frauen-
quote von 20 Prozent in fünf Jah-
ren für „durchaus realistisch“.

Einen anderen Ansatz wählt
der Deutsche Juristinnenbund:
die Damen gehen Aufsichtsräten
und Vorständen während der
Hauptversammlungen ganz ge-
zielt mächtig auf die Nerven. Sie
fordern die Männerriege mit ei-

ner Kaskade von An-
fragen auf sol-
chen Veranstaltun-
gen heraus: Wie viele
Managerinnen es auf
welcher Ebene gebe,
wie viele Männer wie
lange Erziehungsur-
laub nehmen, ob der
freie Vorstandsjob
weiblich besetzt
wird.

Dritte im Frauen-
Bund ist „Fidar“
(Frauen in die Auf-
sichtsräte). Deren
Vorsitzende, Monika
Schulz-Strelow, for-
dert von Ministerin
Schröder, den im Ko-
alitionsvertrag ver-
einbarten Stufen-
plan zur Erhöhung
des Frauenanteils in
Führungsgremien
vorzulegen.

Die Bundesländer gehen noch
weiter: Deren Gleichstellungsmi-
nister fordern eine gesetzliche
Quote für Aufsichtsräte und kün-
digten einen Bundesratsinitiative
an. Die Fraueninitiativen und Lob-
byistinnen nutzen den politi-
schen Rückwind. Anderen berei-
tet die Entwicklung Unbehagen.
Festlegungen, wie es die Länder
fordern, oder eine gesetzliche Be-
richtspflicht à la Familienministe-
rin Schröder wären ein Affront ge-
gen Klaus-Peter Müller. Der
Commerzbank-Aufsichtsratsvorsi
tzende ist zugleich Chef der Cor-
porate-Governance-Kommission
für gute Unternehmensführung.

Müller beteuert zwar stets, er
akzeptiere „das Primat der Poli-
tik“. Weitere Gesetze würde er
aber wohl nicht akzeptieren – und
sein Amt hinwerfen. Mit einem
weiteren Gesetz würde die Politik
zum dritten Mal in die Kompetenz
der Kommission eingreifen. Zu-
mal der Kodex gerade erst um spe-
zielle Regeln für Frauen in Vor-
ständen und Aufsichtsräten er-
gänzt wurde. Der Vorstoß Schrö-
ders dürfte daher für Gesprächs-
stoff auf dem Jahrestreffen der
Kommission in dieser Woche sor-
gen.

Dieter Fockenbrock, Barbara Gillmann

„Eine Frauenquote
von 20 Prozent ist
durchaus machbar“
Familienministerin Schröder erhöht den Druck auf die
Wirtschaft: Bis zum Jahr 2015 sollen Unternehmen jeden fünften
Vorstandssessel mit einer Frau besetzt haben. Gelingt ihnen das
nicht, will die CDU-Politikerin die Firmen per Gesetz zur
Einhaltung einer entsprechenden Quote zwingen.
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KRISTINA SCHRÖDER

Die Wirtschaft muss
weiblicher werden
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rin Sie sind, meint, in fünf Jahren
müsse der Anteil von Frauen in
Führungspositionen 20 Prozent be-
tragen.
Schröder: Einen Anteil von 20 Pro-
zent im Jahr 2015 wünsche ich mir
ebenfalls und halte das auch für
machbar. Das kann aber nur im
Schnitt gelten, nicht für jede Bran-
che. Denn es gibt nun mal Unterneh-
men etwa in der Stahlindustrie, die
selbst bei bestem Willen noch lange
nicht genug Frauen finden. Entwe-
der weil nicht genug Frauen eine ge-
eignete Ausbildung haben, oder
weil gar nicht genug Frauen entspre-
chende Positionen wollen.

Handelsblatt: Nicht wollen?
Schröder: Ja. Hier ärgert mich die
Unehrlichkeit in der Diskussion.
Viele Frauen wollen sich den 60-
bis 80-Stunden-Mörderjob in ei-
nem Vorstand nicht antun.

Handelsblatt: Also sollen sich die
Frauen auch nicht beschweren,
wenn sie im mittleren Management
kleben bleiben?
Schröder: Doch, natürlich. Aller-
dings: Der Schlüssel ist die Arbeits-
kultur. Unsere Unternehmen sind
vielfach so organisiert, dass nur der
an die Spitze vordringt, der entwe-
der keine familiären Pflichten hat
oder sie etwa an die Ehefrau outge-
sourct hat. Deshalb gibt es so wenig
weibliche Topkräfte.

Handelsblatt: Wollen Sie in den
nächsten Jahren nur tatenlos zuse-
hen, was passiert?
Schröder: Im Gegenteil. Wir wer-
den die positive Entwicklung aktiv
unterstützen. Ich will, dass auch
diejenigen Unternehmen Rechen-

schaft über die Beteiligung von
Frauen auf den einzelnen Führungs-
ebenen ablegen müssen, die nicht
vom Corporate-Governance-Kodex
erfasst sind. Diese Debatte müssen
wir nun führen. Breitere Berichts-
und Transparenzpflichten können
Öffentlichkeit herstellen und Debat-
ten auslösen – bis hin zu Rankings
im Handelsblatt oder auf Spiegel-
Online.

Handelsblatt: Wann soll die
Berichtspflicht kommen?
Schröder: So schnell wie möglich.
Verbindliche Berichtspflichten ha-
ben wir ja bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart. Dafür reicht der Ko-
dex allein natürlich nicht aus, zu-
mal er ohnehin nur börsennotierte
Unternehmen betrifft. Die anderen
großen Firmen und Konzerne kön-
nen wir zum Beispiel über das Han-
delsgesetzbuch erreichen. Ich hoffe
hier auf die Unterstützung des Jus-
tizministeriums, das dafür federfüh-
rend zuständig ist.

Handelsblatt: Die einen sagen,
Frauen werden systematisch von
Spitzenpositionen ferngehalten.
Unternehmen sagen, wir finden
nicht genug geeignete Frauen. Hirn-
forscher sagen, die Geschlechter ti-
cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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Barbara Gillmann
Berlin

Handelsblatt: Die Regierungskom-
mission Corporate Governance ver-
schärft ihren Kodex. Unternehmen
sollen dafür sorgen, dass mehr
Frauen in Führungspositionen kom-
men. Reicht das?
Kristina Schröder: Ich begrüße das
sehr. Man darf die Wirkung des Ko-
dex keinesfalls unterschätzen. Der
Kodex bietet eine große Chance:
Die Unternehmen müssen öffent-
lich Rechenschaft ablegen und ris-
kieren bei Nicht-Einhaltung des Re-
gelwerks, dass dies auf ihr Image
und damit auf ihren unternehmeri-
schen Erfolg zurückschlägt.

Handelsblatt: Anders als bei Auf-
sichtsräten verlangt der Kodex für
Vorstände von Unternehmen nur,

dass Frauen „angemessen“ berück-
sichtigt werden.
Schröder: Ja, aber die Folge ist, dass
die Unternehmen sich der Diskus-
sion werden stellen müssen, wa-
rum sie einen bestimmten Anteil
als angemessen empfinden und an-
streben.

Handelsblatt: Deutschland liegt mit
drei Prozent Frauen in Top-Jobs in-
ternational weit hinten. Wie lange
geben Sie den Unternehmen noch
Zeit, diesen Anteil massiv nach
oben zu korrigieren.
Schröder: Neuerdings tut sich viel.
Es gibt einige neue weibliche Dax-
Vorstände. Zudem weiß ich aus Un-
ternehmen, dass viele ganz gezielt
nach Frauen für Aufsichtsrat und
Vorstand suchen. Die Telekom ist
da erfreulicherweise mit einer frei-

willigen Quote vorgeprescht. Es
spricht sich herum, dass es nicht im
ökonomischen Interesse der Unter-
nehmen ist, die Hälfte des Begab-
tenpools zu ignorieren.

Handelsblatt: Wäre nicht eine Quo-
tierung sinnvoll?
Schröder: Ich kann nur so lange gu-
ten Gewissens auf eine Quote ver-
zichten, solange ich in der Wirt-
schaft eine stetige Verbesserung
sehe. Das ist aktuell so, aber wir
brauchen eine ständige Verände-
rung in die richtige Richtung. Das
Beste an einer „angedrohten“
Quote ist, dass sie wie ein Damokles-
schwert wirkt.

Handelsblatt: Die Initiative deutsch-
sprachiger Top-Managerinnen „Ge-
neration CEO“, deren Schirmher-

Deutsch-
land ist
in Sa-

chen Frauen-
förderung
Nachzügler.
Andere Län-

der haben die Frage längst gesetz-
lich geregelt. In Norwegen etwa
müssen Aufsichtsräte zu 40 Pro-
zent mit Frauen besetzt sein.
Diese Quote hat auch Paris seinen
Unternehmen ab 2016 verordnet.
In den Niederlanden steht eine
30-Prozent-Quote für Aufsichtsrat
und Vorstand ebenfalls kurz be-
vor. All diese Länder unterschei-
den zwischen aktiven Manage-
ment- und Aufsichts-
posten. Der Grund:
Aufseherinnen zu fin-
den scheint leichter
als Managerinnen.

„Deutschland
wird derzeit förm-
lich eingekreist“,
sagt Telekom-Vor-
stand Thomas Sattel-
berger – im Westen
von Quoten, im Os-
ten von ohnehin hö-
heren Frauenantei-
len. Ein Erbe sozialis-
tischer Wirtschafts-
systeme.

Die Wirtschafts-
elite in Deutschland
wehrt sich jedoch ve-
hement gegen Frau-
enquoten. Die Tele-
kom hat sich zwar in
diesem Jahr eine ent-
sprechende Selbst-
verpflichtung aufer-
legt. Aber 77 Prozent der deut-
schen Topmanager halten das für
Unsinn, zeigte eine Handelsblatt-
Umfrage unter mehr als 750 Füh-
rungskräften im Frühjahr.

Den deutschen Beharrungskräf-
ten entgegen steht eine Debatte
darüber, ob Unternehmen mit
Frauen in der Führung nicht profi-
tabler sind. Dafür spricht unter an-
derem eine McKinsey-Studie. In
den USA gibt es bereits große In-
vestoren, die nur noch in Unter-
nehmen mit vielen Top-Frauen in-
vestieren.

Sie berufen sich etwa auf die
amerikanische Hirnforscherin
Louann Brizendine, die auf die un-
terschiedliche Funktionsweise
der Gehirne hinweist: Frauen rea-
lisieren etwa Schwächen der Kon-
kurrenz besser, das männliche Ge-
hirn arbeite dafür fokussierter.
Um beides nutzen zu können, sei
in den Führungszirkeln eine „kriti-
sche Masse“ von 25 bis 30 Prozent
Frauen nötig.

Mehr Spitzenjobs fordern neu-
erdings auch schlagkräftige Orga-
nisationen der neuen Top-
Frauen. Großen Einfluss auf die
Familienministerin hat etwa die
Initiative „Generation CEO“, de-
ren Schirmherrin Schröder ist.
Der illustre Klub von 60 Topma-

nagerinnen ruft zum entschlosse-
nen Handeln auf: „Wer Markt
statt Quote will, muss jetzt zeigen,
dass er weibliche Talente nicht
systematisch aus den eigenen Vor-
ständen und Aufsichtsräten fern-
hält“, heißt es in der jüngst verab-
schiedeten „Kronberger Erklä-
rung“ der Frauen. Sprecherin
Ines Kolmsee, Chefin der SKW Me-
tallurgie AG, hält eine Frauen-
quote von 20 Prozent in fünf Jah-
ren für „durchaus realistisch“.

Einen anderen Ansatz wählt
der Deutsche Juristinnenbund:
die Damen gehen Aufsichtsräten
und Vorständen während der
Hauptversammlungen ganz ge-
zielt mächtig auf die Nerven. Sie
fordern die Männerriege mit ei-

ner Kaskade von An-
fragen auf sol-
chen Veranstaltun-
gen heraus: Wie viele
Managerinnen es auf
welcher Ebene gebe,
wie viele Männer wie
lange Erziehungsur-
laub nehmen, ob der
freie Vorstandsjob
weiblich besetzt
wird.

Dritte im Frauen-
Bund ist „Fidar“
(Frauen in die Auf-
sichtsräte). Deren
Vorsitzende, Monika
Schulz-Strelow, for-
dert von Ministerin
Schröder, den im Ko-
alitionsvertrag ver-
einbarten Stufen-
plan zur Erhöhung
des Frauenanteils in
Führungsgremien
vorzulegen.

Die Bundesländer gehen noch
weiter: Deren Gleichstellungsmi-
nister fordern eine gesetzliche
Quote für Aufsichtsräte und kün-
digten einen Bundesratsinitiative
an. Die Fraueninitiativen und Lob-
byistinnen nutzen den politi-
schen Rückwind. Anderen berei-
tet die Entwicklung Unbehagen.
Festlegungen, wie es die Länder
fordern, oder eine gesetzliche Be-
richtspflicht à la Familienministe-
rin Schröder wären ein Affront ge-
gen Klaus-Peter Müller. Der
Commerzbank-Aufsichtsratsvorsi
tzende ist zugleich Chef der Cor-
porate-Governance-Kommission
für gute Unternehmensführung.

Müller beteuert zwar stets, er
akzeptiere „das Primat der Poli-
tik“. Weitere Gesetze würde er
aber wohl nicht akzeptieren – und
sein Amt hinwerfen. Mit einem
weiteren Gesetz würde die Politik
zum dritten Mal in die Kompetenz
der Kommission eingreifen. Zu-
mal der Kodex gerade erst um spe-
zielle Regeln für Frauen in Vor-
ständen und Aufsichtsräten er-
gänzt wurde. Der Vorstoß Schrö-
ders dürfte daher für Gesprächs-
stoff auf dem Jahrestreffen der
Kommission in dieser Woche sor-
gen.

Dieter Fockenbrock, Barbara Gillmann

„Eine Frauenquote
von 20 Prozent ist
durchaus machbar“
Familienministerin Schröder erhöht den Druck auf die
Wirtschaft: Bis zum Jahr 2015 sollen Unternehmen jeden fünften
Vorstandssessel mit einer Frau besetzt haben. Gelingt ihnen das
nicht, will die CDU-Politikerin die Firmen per Gesetz zur
Einhaltung einer entsprechenden Quote zwingen.
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rin Sie sind, meint, in fünf Jahren
müsse der Anteil von Frauen in
Führungspositionen 20 Prozent be-
tragen.
Schröder: Einen Anteil von 20 Pro-
zent im Jahr 2015 wünsche ich mir
ebenfalls und halte das auch für
machbar. Das kann aber nur im
Schnitt gelten, nicht für jede Bran-
che. Denn es gibt nun mal Unterneh-
men etwa in der Stahlindustrie, die
selbst bei bestem Willen noch lange
nicht genug Frauen finden. Entwe-
der weil nicht genug Frauen eine ge-
eignete Ausbildung haben, oder
weil gar nicht genug Frauen entspre-
chende Positionen wollen.

Handelsblatt: Nicht wollen?
Schröder: Ja. Hier ärgert mich die
Unehrlichkeit in der Diskussion.
Viele Frauen wollen sich den 60-
bis 80-Stunden-Mörderjob in ei-
nem Vorstand nicht antun.

Handelsblatt: Also sollen sich die
Frauen auch nicht beschweren,
wenn sie im mittleren Management
kleben bleiben?
Schröder: Doch, natürlich. Aller-
dings: Der Schlüssel ist die Arbeits-
kultur. Unsere Unternehmen sind
vielfach so organisiert, dass nur der
an die Spitze vordringt, der entwe-
der keine familiären Pflichten hat
oder sie etwa an die Ehefrau outge-
sourct hat. Deshalb gibt es so wenig
weibliche Topkräfte.

Handelsblatt: Wollen Sie in den
nächsten Jahren nur tatenlos zuse-
hen, was passiert?
Schröder: Im Gegenteil. Wir wer-
den die positive Entwicklung aktiv
unterstützen. Ich will, dass auch
diejenigen Unternehmen Rechen-

schaft über die Beteiligung von
Frauen auf den einzelnen Führungs-
ebenen ablegen müssen, die nicht
vom Corporate-Governance-Kodex
erfasst sind. Diese Debatte müssen
wir nun führen. Breitere Berichts-
und Transparenzpflichten können
Öffentlichkeit herstellen und Debat-
ten auslösen – bis hin zu Rankings
im Handelsblatt oder auf Spiegel-
Online.

Handelsblatt: Wann soll die
Berichtspflicht kommen?
Schröder: So schnell wie möglich.
Verbindliche Berichtspflichten ha-
ben wir ja bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart. Dafür reicht der Ko-
dex allein natürlich nicht aus, zu-
mal er ohnehin nur börsennotierte
Unternehmen betrifft. Die anderen
großen Firmen und Konzerne kön-
nen wir zum Beispiel über das Han-
delsgesetzbuch erreichen. Ich hoffe
hier auf die Unterstützung des Jus-
tizministeriums, das dafür federfüh-
rend zuständig ist.

Handelsblatt: Die einen sagen,
Frauen werden systematisch von
Spitzenpositionen ferngehalten.
Unternehmen sagen, wir finden
nicht genug geeignete Frauen. Hirn-
forscher sagen, die Geschlechter ti-
cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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Barbara Gillmann
Berlin

Handelsblatt: Die Regierungskom-
mission Corporate Governance ver-
schärft ihren Kodex. Unternehmen
sollen dafür sorgen, dass mehr
Frauen in Führungspositionen kom-
men. Reicht das?
Kristina Schröder: Ich begrüße das
sehr. Man darf die Wirkung des Ko-
dex keinesfalls unterschätzen. Der
Kodex bietet eine große Chance:
Die Unternehmen müssen öffent-
lich Rechenschaft ablegen und ris-
kieren bei Nicht-Einhaltung des Re-
gelwerks, dass dies auf ihr Image
und damit auf ihren unternehmeri-
schen Erfolg zurückschlägt.

Handelsblatt: Anders als bei Auf-
sichtsräten verlangt der Kodex für
Vorstände von Unternehmen nur,

dass Frauen „angemessen“ berück-
sichtigt werden.
Schröder: Ja, aber die Folge ist, dass
die Unternehmen sich der Diskus-
sion werden stellen müssen, wa-
rum sie einen bestimmten Anteil
als angemessen empfinden und an-
streben.

Handelsblatt: Deutschland liegt mit
drei Prozent Frauen in Top-Jobs in-
ternational weit hinten. Wie lange
geben Sie den Unternehmen noch
Zeit, diesen Anteil massiv nach
oben zu korrigieren.
Schröder: Neuerdings tut sich viel.
Es gibt einige neue weibliche Dax-
Vorstände. Zudem weiß ich aus Un-
ternehmen, dass viele ganz gezielt
nach Frauen für Aufsichtsrat und
Vorstand suchen. Die Telekom ist
da erfreulicherweise mit einer frei-

willigen Quote vorgeprescht. Es
spricht sich herum, dass es nicht im
ökonomischen Interesse der Unter-
nehmen ist, die Hälfte des Begab-
tenpools zu ignorieren.

Handelsblatt: Wäre nicht eine Quo-
tierung sinnvoll?
Schröder: Ich kann nur so lange gu-
ten Gewissens auf eine Quote ver-
zichten, solange ich in der Wirt-
schaft eine stetige Verbesserung
sehe. Das ist aktuell so, aber wir
brauchen eine ständige Verände-
rung in die richtige Richtung. Das
Beste an einer „angedrohten“
Quote ist, dass sie wie ein Damokles-
schwert wirkt.

Handelsblatt: Die Initiative deutsch-
sprachiger Top-Managerinnen „Ge-
neration CEO“, deren Schirmher-

Deutsch-
land ist
in Sa-

chen Frauen-
förderung
Nachzügler.
Andere Län-

der haben die Frage längst gesetz-
lich geregelt. In Norwegen etwa
müssen Aufsichtsräte zu 40 Pro-
zent mit Frauen besetzt sein.
Diese Quote hat auch Paris seinen
Unternehmen ab 2016 verordnet.
In den Niederlanden steht eine
30-Prozent-Quote für Aufsichtsrat
und Vorstand ebenfalls kurz be-
vor. All diese Länder unterschei-
den zwischen aktiven Manage-
ment- und Aufsichts-
posten. Der Grund:
Aufseherinnen zu fin-
den scheint leichter
als Managerinnen.

„Deutschland
wird derzeit förm-
lich eingekreist“,
sagt Telekom-Vor-
stand Thomas Sattel-
berger – im Westen
von Quoten, im Os-
ten von ohnehin hö-
heren Frauenantei-
len. Ein Erbe sozialis-
tischer Wirtschafts-
systeme.

Die Wirtschafts-
elite in Deutschland
wehrt sich jedoch ve-
hement gegen Frau-
enquoten. Die Tele-
kom hat sich zwar in
diesem Jahr eine ent-
sprechende Selbst-
verpflichtung aufer-
legt. Aber 77 Prozent der deut-
schen Topmanager halten das für
Unsinn, zeigte eine Handelsblatt-
Umfrage unter mehr als 750 Füh-
rungskräften im Frühjahr.

Den deutschen Beharrungskräf-
ten entgegen steht eine Debatte
darüber, ob Unternehmen mit
Frauen in der Führung nicht profi-
tabler sind. Dafür spricht unter an-
derem eine McKinsey-Studie. In
den USA gibt es bereits große In-
vestoren, die nur noch in Unter-
nehmen mit vielen Top-Frauen in-
vestieren.

Sie berufen sich etwa auf die
amerikanische Hirnforscherin
Louann Brizendine, die auf die un-
terschiedliche Funktionsweise
der Gehirne hinweist: Frauen rea-
lisieren etwa Schwächen der Kon-
kurrenz besser, das männliche Ge-
hirn arbeite dafür fokussierter.
Um beides nutzen zu können, sei
in den Führungszirkeln eine „kriti-
sche Masse“ von 25 bis 30 Prozent
Frauen nötig.

Mehr Spitzenjobs fordern neu-
erdings auch schlagkräftige Orga-
nisationen der neuen Top-
Frauen. Großen Einfluss auf die
Familienministerin hat etwa die
Initiative „Generation CEO“, de-
ren Schirmherrin Schröder ist.
Der illustre Klub von 60 Topma-

nagerinnen ruft zum entschlosse-
nen Handeln auf: „Wer Markt
statt Quote will, muss jetzt zeigen,
dass er weibliche Talente nicht
systematisch aus den eigenen Vor-
ständen und Aufsichtsräten fern-
hält“, heißt es in der jüngst verab-
schiedeten „Kronberger Erklä-
rung“ der Frauen. Sprecherin
Ines Kolmsee, Chefin der SKW Me-
tallurgie AG, hält eine Frauen-
quote von 20 Prozent in fünf Jah-
ren für „durchaus realistisch“.

Einen anderen Ansatz wählt
der Deutsche Juristinnenbund:
die Damen gehen Aufsichtsräten
und Vorständen während der
Hauptversammlungen ganz ge-
zielt mächtig auf die Nerven. Sie
fordern die Männerriege mit ei-

ner Kaskade von An-
fragen auf sol-
chen Veranstaltun-
gen heraus: Wie viele
Managerinnen es auf
welcher Ebene gebe,
wie viele Männer wie
lange Erziehungsur-
laub nehmen, ob der
freie Vorstandsjob
weiblich besetzt
wird.

Dritte im Frauen-
Bund ist „Fidar“
(Frauen in die Auf-
sichtsräte). Deren
Vorsitzende, Monika
Schulz-Strelow, for-
dert von Ministerin
Schröder, den im Ko-
alitionsvertrag ver-
einbarten Stufen-
plan zur Erhöhung
des Frauenanteils in
Führungsgremien
vorzulegen.

Die Bundesländer gehen noch
weiter: Deren Gleichstellungsmi-
nister fordern eine gesetzliche
Quote für Aufsichtsräte und kün-
digten einen Bundesratsinitiative
an. Die Fraueninitiativen und Lob-
byistinnen nutzen den politi-
schen Rückwind. Anderen berei-
tet die Entwicklung Unbehagen.
Festlegungen, wie es die Länder
fordern, oder eine gesetzliche Be-
richtspflicht à la Familienministe-
rin Schröder wären ein Affront ge-
gen Klaus-Peter Müller. Der
Commerzbank-Aufsichtsratsvorsi
tzende ist zugleich Chef der Cor-
porate-Governance-Kommission
für gute Unternehmensführung.

Müller beteuert zwar stets, er
akzeptiere „das Primat der Poli-
tik“. Weitere Gesetze würde er
aber wohl nicht akzeptieren – und
sein Amt hinwerfen. Mit einem
weiteren Gesetz würde die Politik
zum dritten Mal in die Kompetenz
der Kommission eingreifen. Zu-
mal der Kodex gerade erst um spe-
zielle Regeln für Frauen in Vor-
ständen und Aufsichtsräten er-
gänzt wurde. Der Vorstoß Schrö-
ders dürfte daher für Gesprächs-
stoff auf dem Jahrestreffen der
Kommission in dieser Woche sor-
gen.

Dieter Fockenbrock, Barbara Gillmann

„Eine Frauenquote
von 20 Prozent ist
durchaus machbar“
Familienministerin Schröder erhöht den Druck auf die
Wirtschaft: Bis zum Jahr 2015 sollen Unternehmen jeden fünften
Vorstandssessel mit einer Frau besetzt haben. Gelingt ihnen das
nicht, will die CDU-Politikerin die Firmen per Gesetz zur
Einhaltung einer entsprechenden Quote zwingen.
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rin Sie sind, meint, in fünf Jahren
müsse der Anteil von Frauen in
Führungspositionen 20 Prozent be-
tragen.
Schröder: Einen Anteil von 20 Pro-
zent im Jahr 2015 wünsche ich mir
ebenfalls und halte das auch für
machbar. Das kann aber nur im
Schnitt gelten, nicht für jede Bran-
che. Denn es gibt nun mal Unterneh-
men etwa in der Stahlindustrie, die
selbst bei bestem Willen noch lange
nicht genug Frauen finden. Entwe-
der weil nicht genug Frauen eine ge-
eignete Ausbildung haben, oder
weil gar nicht genug Frauen entspre-
chende Positionen wollen.

Handelsblatt: Nicht wollen?
Schröder: Ja. Hier ärgert mich die
Unehrlichkeit in der Diskussion.
Viele Frauen wollen sich den 60-
bis 80-Stunden-Mörderjob in ei-
nem Vorstand nicht antun.

Handelsblatt: Also sollen sich die
Frauen auch nicht beschweren,
wenn sie im mittleren Management
kleben bleiben?
Schröder: Doch, natürlich. Aller-
dings: Der Schlüssel ist die Arbeits-
kultur. Unsere Unternehmen sind
vielfach so organisiert, dass nur der
an die Spitze vordringt, der entwe-
der keine familiären Pflichten hat
oder sie etwa an die Ehefrau outge-
sourct hat. Deshalb gibt es so wenig
weibliche Topkräfte.

Handelsblatt: Wollen Sie in den
nächsten Jahren nur tatenlos zuse-
hen, was passiert?
Schröder: Im Gegenteil. Wir wer-
den die positive Entwicklung aktiv
unterstützen. Ich will, dass auch
diejenigen Unternehmen Rechen-

schaft über die Beteiligung von
Frauen auf den einzelnen Führungs-
ebenen ablegen müssen, die nicht
vom Corporate-Governance-Kodex
erfasst sind. Diese Debatte müssen
wir nun führen. Breitere Berichts-
und Transparenzpflichten können
Öffentlichkeit herstellen und Debat-
ten auslösen – bis hin zu Rankings
im Handelsblatt oder auf Spiegel-
Online.

Handelsblatt: Wann soll die
Berichtspflicht kommen?
Schröder: So schnell wie möglich.
Verbindliche Berichtspflichten ha-
ben wir ja bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart. Dafür reicht der Ko-
dex allein natürlich nicht aus, zu-
mal er ohnehin nur börsennotierte
Unternehmen betrifft. Die anderen
großen Firmen und Konzerne kön-
nen wir zum Beispiel über das Han-
delsgesetzbuch erreichen. Ich hoffe
hier auf die Unterstützung des Jus-
tizministeriums, das dafür federfüh-
rend zuständig ist.

Handelsblatt: Die einen sagen,
Frauen werden systematisch von
Spitzenpositionen ferngehalten.
Unternehmen sagen, wir finden
nicht genug geeignete Frauen. Hirn-
forscher sagen, die Geschlechter ti-
cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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Barbara Gillmann
Berlin

Handelsblatt: Die Regierungskom-
mission Corporate Governance ver-
schärft ihren Kodex. Unternehmen
sollen dafür sorgen, dass mehr
Frauen in Führungspositionen kom-
men. Reicht das?
Kristina Schröder: Ich begrüße das
sehr. Man darf die Wirkung des Ko-
dex keinesfalls unterschätzen. Der
Kodex bietet eine große Chance:
Die Unternehmen müssen öffent-
lich Rechenschaft ablegen und ris-
kieren bei Nicht-Einhaltung des Re-
gelwerks, dass dies auf ihr Image
und damit auf ihren unternehmeri-
schen Erfolg zurückschlägt.

Handelsblatt: Anders als bei Auf-
sichtsräten verlangt der Kodex für
Vorstände von Unternehmen nur,

dass Frauen „angemessen“ berück-
sichtigt werden.
Schröder: Ja, aber die Folge ist, dass
die Unternehmen sich der Diskus-
sion werden stellen müssen, wa-
rum sie einen bestimmten Anteil
als angemessen empfinden und an-
streben.

Handelsblatt: Deutschland liegt mit
drei Prozent Frauen in Top-Jobs in-
ternational weit hinten. Wie lange
geben Sie den Unternehmen noch
Zeit, diesen Anteil massiv nach
oben zu korrigieren.
Schröder: Neuerdings tut sich viel.
Es gibt einige neue weibliche Dax-
Vorstände. Zudem weiß ich aus Un-
ternehmen, dass viele ganz gezielt
nach Frauen für Aufsichtsrat und
Vorstand suchen. Die Telekom ist
da erfreulicherweise mit einer frei-

willigen Quote vorgeprescht. Es
spricht sich herum, dass es nicht im
ökonomischen Interesse der Unter-
nehmen ist, die Hälfte des Begab-
tenpools zu ignorieren.

Handelsblatt: Wäre nicht eine Quo-
tierung sinnvoll?
Schröder: Ich kann nur so lange gu-
ten Gewissens auf eine Quote ver-
zichten, solange ich in der Wirt-
schaft eine stetige Verbesserung
sehe. Das ist aktuell so, aber wir
brauchen eine ständige Verände-
rung in die richtige Richtung. Das
Beste an einer „angedrohten“
Quote ist, dass sie wie ein Damokles-
schwert wirkt.

Handelsblatt: Die Initiative deutsch-
sprachiger Top-Managerinnen „Ge-
neration CEO“, deren Schirmher-

Deutsch-
land ist
in Sa-

chen Frauen-
förderung
Nachzügler.
Andere Län-

der haben die Frage längst gesetz-
lich geregelt. In Norwegen etwa
müssen Aufsichtsräte zu 40 Pro-
zent mit Frauen besetzt sein.
Diese Quote hat auch Paris seinen
Unternehmen ab 2016 verordnet.
In den Niederlanden steht eine
30-Prozent-Quote für Aufsichtsrat
und Vorstand ebenfalls kurz be-
vor. All diese Länder unterschei-
den zwischen aktiven Manage-
ment- und Aufsichts-
posten. Der Grund:
Aufseherinnen zu fin-
den scheint leichter
als Managerinnen.

„Deutschland
wird derzeit förm-
lich eingekreist“,
sagt Telekom-Vor-
stand Thomas Sattel-
berger – im Westen
von Quoten, im Os-
ten von ohnehin hö-
heren Frauenantei-
len. Ein Erbe sozialis-
tischer Wirtschafts-
systeme.

Die Wirtschafts-
elite in Deutschland
wehrt sich jedoch ve-
hement gegen Frau-
enquoten. Die Tele-
kom hat sich zwar in
diesem Jahr eine ent-
sprechende Selbst-
verpflichtung aufer-
legt. Aber 77 Prozent der deut-
schen Topmanager halten das für
Unsinn, zeigte eine Handelsblatt-
Umfrage unter mehr als 750 Füh-
rungskräften im Frühjahr.

Den deutschen Beharrungskräf-
ten entgegen steht eine Debatte
darüber, ob Unternehmen mit
Frauen in der Führung nicht profi-
tabler sind. Dafür spricht unter an-
derem eine McKinsey-Studie. In
den USA gibt es bereits große In-
vestoren, die nur noch in Unter-
nehmen mit vielen Top-Frauen in-
vestieren.

Sie berufen sich etwa auf die
amerikanische Hirnforscherin
Louann Brizendine, die auf die un-
terschiedliche Funktionsweise
der Gehirne hinweist: Frauen rea-
lisieren etwa Schwächen der Kon-
kurrenz besser, das männliche Ge-
hirn arbeite dafür fokussierter.
Um beides nutzen zu können, sei
in den Führungszirkeln eine „kriti-
sche Masse“ von 25 bis 30 Prozent
Frauen nötig.

Mehr Spitzenjobs fordern neu-
erdings auch schlagkräftige Orga-
nisationen der neuen Top-
Frauen. Großen Einfluss auf die
Familienministerin hat etwa die
Initiative „Generation CEO“, de-
ren Schirmherrin Schröder ist.
Der illustre Klub von 60 Topma-

nagerinnen ruft zum entschlosse-
nen Handeln auf: „Wer Markt
statt Quote will, muss jetzt zeigen,
dass er weibliche Talente nicht
systematisch aus den eigenen Vor-
ständen und Aufsichtsräten fern-
hält“, heißt es in der jüngst verab-
schiedeten „Kronberger Erklä-
rung“ der Frauen. Sprecherin
Ines Kolmsee, Chefin der SKW Me-
tallurgie AG, hält eine Frauen-
quote von 20 Prozent in fünf Jah-
ren für „durchaus realistisch“.

Einen anderen Ansatz wählt
der Deutsche Juristinnenbund:
die Damen gehen Aufsichtsräten
und Vorständen während der
Hauptversammlungen ganz ge-
zielt mächtig auf die Nerven. Sie
fordern die Männerriege mit ei-

ner Kaskade von An-
fragen auf sol-
chen Veranstaltun-
gen heraus: Wie viele
Managerinnen es auf
welcher Ebene gebe,
wie viele Männer wie
lange Erziehungsur-
laub nehmen, ob der
freie Vorstandsjob
weiblich besetzt
wird.

Dritte im Frauen-
Bund ist „Fidar“
(Frauen in die Auf-
sichtsräte). Deren
Vorsitzende, Monika
Schulz-Strelow, for-
dert von Ministerin
Schröder, den im Ko-
alitionsvertrag ver-
einbarten Stufen-
plan zur Erhöhung
des Frauenanteils in
Führungsgremien
vorzulegen.

Die Bundesländer gehen noch
weiter: Deren Gleichstellungsmi-
nister fordern eine gesetzliche
Quote für Aufsichtsräte und kün-
digten einen Bundesratsinitiative
an. Die Fraueninitiativen und Lob-
byistinnen nutzen den politi-
schen Rückwind. Anderen berei-
tet die Entwicklung Unbehagen.
Festlegungen, wie es die Länder
fordern, oder eine gesetzliche Be-
richtspflicht à la Familienministe-
rin Schröder wären ein Affront ge-
gen Klaus-Peter Müller. Der
Commerzbank-Aufsichtsratsvorsi
tzende ist zugleich Chef der Cor-
porate-Governance-Kommission
für gute Unternehmensführung.

Müller beteuert zwar stets, er
akzeptiere „das Primat der Poli-
tik“. Weitere Gesetze würde er
aber wohl nicht akzeptieren – und
sein Amt hinwerfen. Mit einem
weiteren Gesetz würde die Politik
zum dritten Mal in die Kompetenz
der Kommission eingreifen. Zu-
mal der Kodex gerade erst um spe-
zielle Regeln für Frauen in Vor-
ständen und Aufsichtsräten er-
gänzt wurde. Der Vorstoß Schrö-
ders dürfte daher für Gesprächs-
stoff auf dem Jahrestreffen der
Kommission in dieser Woche sor-
gen.

Dieter Fockenbrock, Barbara Gillmann

„Eine Frauenquote
von 20 Prozent ist
durchaus machbar“
Familienministerin Schröder erhöht den Druck auf die
Wirtschaft: Bis zum Jahr 2015 sollen Unternehmen jeden fünften
Vorstandssessel mit einer Frau besetzt haben. Gelingt ihnen das
nicht, will die CDU-Politikerin die Firmen per Gesetz zur
Einhaltung einer entsprechenden Quote zwingen.
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rin Sie sind, meint, in fünf Jahren
müsse der Anteil von Frauen in
Führungspositionen 20 Prozent be-
tragen.
Schröder: Einen Anteil von 20 Pro-
zent im Jahr 2015 wünsche ich mir
ebenfalls und halte das auch für
machbar. Das kann aber nur im
Schnitt gelten, nicht für jede Bran-
che. Denn es gibt nun mal Unterneh-
men etwa in der Stahlindustrie, die
selbst bei bestem Willen noch lange
nicht genug Frauen finden. Entwe-
der weil nicht genug Frauen eine ge-
eignete Ausbildung haben, oder
weil gar nicht genug Frauen entspre-
chende Positionen wollen.

Handelsblatt: Nicht wollen?
Schröder: Ja. Hier ärgert mich die
Unehrlichkeit in der Diskussion.
Viele Frauen wollen sich den 60-
bis 80-Stunden-Mörderjob in ei-
nem Vorstand nicht antun.

Handelsblatt: Also sollen sich die
Frauen auch nicht beschweren,
wenn sie im mittleren Management
kleben bleiben?
Schröder: Doch, natürlich. Aller-
dings: Der Schlüssel ist die Arbeits-
kultur. Unsere Unternehmen sind
vielfach so organisiert, dass nur der
an die Spitze vordringt, der entwe-
der keine familiären Pflichten hat
oder sie etwa an die Ehefrau outge-
sourct hat. Deshalb gibt es so wenig
weibliche Topkräfte.

Handelsblatt: Wollen Sie in den
nächsten Jahren nur tatenlos zuse-
hen, was passiert?
Schröder: Im Gegenteil. Wir wer-
den die positive Entwicklung aktiv
unterstützen. Ich will, dass auch
diejenigen Unternehmen Rechen-

schaft über die Beteiligung von
Frauen auf den einzelnen Führungs-
ebenen ablegen müssen, die nicht
vom Corporate-Governance-Kodex
erfasst sind. Diese Debatte müssen
wir nun führen. Breitere Berichts-
und Transparenzpflichten können
Öffentlichkeit herstellen und Debat-
ten auslösen – bis hin zu Rankings
im Handelsblatt oder auf Spiegel-
Online.

Handelsblatt: Wann soll die
Berichtspflicht kommen?
Schröder: So schnell wie möglich.
Verbindliche Berichtspflichten ha-
ben wir ja bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart. Dafür reicht der Ko-
dex allein natürlich nicht aus, zu-
mal er ohnehin nur börsennotierte
Unternehmen betrifft. Die anderen
großen Firmen und Konzerne kön-
nen wir zum Beispiel über das Han-
delsgesetzbuch erreichen. Ich hoffe
hier auf die Unterstützung des Jus-
tizministeriums, das dafür federfüh-
rend zuständig ist.

Handelsblatt: Die einen sagen,
Frauen werden systematisch von
Spitzenpositionen ferngehalten.
Unternehmen sagen, wir finden
nicht genug geeignete Frauen. Hirn-
forscher sagen, die Geschlechter ti-
cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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Barbara Gillmann
Berlin

Handelsblatt: Die Regierungskom-
mission Corporate Governance ver-
schärft ihren Kodex. Unternehmen
sollen dafür sorgen, dass mehr
Frauen in Führungspositionen kom-
men. Reicht das?
Kristina Schröder: Ich begrüße das
sehr. Man darf die Wirkung des Ko-
dex keinesfalls unterschätzen. Der
Kodex bietet eine große Chance:
Die Unternehmen müssen öffent-
lich Rechenschaft ablegen und ris-
kieren bei Nicht-Einhaltung des Re-
gelwerks, dass dies auf ihr Image
und damit auf ihren unternehmeri-
schen Erfolg zurückschlägt.

Handelsblatt: Anders als bei Auf-
sichtsräten verlangt der Kodex für
Vorstände von Unternehmen nur,

dass Frauen „angemessen“ berück-
sichtigt werden.
Schröder: Ja, aber die Folge ist, dass
die Unternehmen sich der Diskus-
sion werden stellen müssen, wa-
rum sie einen bestimmten Anteil
als angemessen empfinden und an-
streben.

Handelsblatt: Deutschland liegt mit
drei Prozent Frauen in Top-Jobs in-
ternational weit hinten. Wie lange
geben Sie den Unternehmen noch
Zeit, diesen Anteil massiv nach
oben zu korrigieren.
Schröder: Neuerdings tut sich viel.
Es gibt einige neue weibliche Dax-
Vorstände. Zudem weiß ich aus Un-
ternehmen, dass viele ganz gezielt
nach Frauen für Aufsichtsrat und
Vorstand suchen. Die Telekom ist
da erfreulicherweise mit einer frei-

willigen Quote vorgeprescht. Es
spricht sich herum, dass es nicht im
ökonomischen Interesse der Unter-
nehmen ist, die Hälfte des Begab-
tenpools zu ignorieren.

Handelsblatt: Wäre nicht eine Quo-
tierung sinnvoll?
Schröder: Ich kann nur so lange gu-
ten Gewissens auf eine Quote ver-
zichten, solange ich in der Wirt-
schaft eine stetige Verbesserung
sehe. Das ist aktuell so, aber wir
brauchen eine ständige Verände-
rung in die richtige Richtung. Das
Beste an einer „angedrohten“
Quote ist, dass sie wie ein Damokles-
schwert wirkt.

Handelsblatt: Die Initiative deutsch-
sprachiger Top-Managerinnen „Ge-
neration CEO“, deren Schirmher-

Deutsch-
land ist
in Sa-

chen Frauen-
förderung
Nachzügler.
Andere Län-

der haben die Frage längst gesetz-
lich geregelt. In Norwegen etwa
müssen Aufsichtsräte zu 40 Pro-
zent mit Frauen besetzt sein.
Diese Quote hat auch Paris seinen
Unternehmen ab 2016 verordnet.
In den Niederlanden steht eine
30-Prozent-Quote für Aufsichtsrat
und Vorstand ebenfalls kurz be-
vor. All diese Länder unterschei-
den zwischen aktiven Manage-
ment- und Aufsichts-
posten. Der Grund:
Aufseherinnen zu fin-
den scheint leichter
als Managerinnen.

„Deutschland
wird derzeit förm-
lich eingekreist“,
sagt Telekom-Vor-
stand Thomas Sattel-
berger – im Westen
von Quoten, im Os-
ten von ohnehin hö-
heren Frauenantei-
len. Ein Erbe sozialis-
tischer Wirtschafts-
systeme.

Die Wirtschafts-
elite in Deutschland
wehrt sich jedoch ve-
hement gegen Frau-
enquoten. Die Tele-
kom hat sich zwar in
diesem Jahr eine ent-
sprechende Selbst-
verpflichtung aufer-
legt. Aber 77 Prozent der deut-
schen Topmanager halten das für
Unsinn, zeigte eine Handelsblatt-
Umfrage unter mehr als 750 Füh-
rungskräften im Frühjahr.

Den deutschen Beharrungskräf-
ten entgegen steht eine Debatte
darüber, ob Unternehmen mit
Frauen in der Führung nicht profi-
tabler sind. Dafür spricht unter an-
derem eine McKinsey-Studie. In
den USA gibt es bereits große In-
vestoren, die nur noch in Unter-
nehmen mit vielen Top-Frauen in-
vestieren.

Sie berufen sich etwa auf die
amerikanische Hirnforscherin
Louann Brizendine, die auf die un-
terschiedliche Funktionsweise
der Gehirne hinweist: Frauen rea-
lisieren etwa Schwächen der Kon-
kurrenz besser, das männliche Ge-
hirn arbeite dafür fokussierter.
Um beides nutzen zu können, sei
in den Führungszirkeln eine „kriti-
sche Masse“ von 25 bis 30 Prozent
Frauen nötig.

Mehr Spitzenjobs fordern neu-
erdings auch schlagkräftige Orga-
nisationen der neuen Top-
Frauen. Großen Einfluss auf die
Familienministerin hat etwa die
Initiative „Generation CEO“, de-
ren Schirmherrin Schröder ist.
Der illustre Klub von 60 Topma-

nagerinnen ruft zum entschlosse-
nen Handeln auf: „Wer Markt
statt Quote will, muss jetzt zeigen,
dass er weibliche Talente nicht
systematisch aus den eigenen Vor-
ständen und Aufsichtsräten fern-
hält“, heißt es in der jüngst verab-
schiedeten „Kronberger Erklä-
rung“ der Frauen. Sprecherin
Ines Kolmsee, Chefin der SKW Me-
tallurgie AG, hält eine Frauen-
quote von 20 Prozent in fünf Jah-
ren für „durchaus realistisch“.

Einen anderen Ansatz wählt
der Deutsche Juristinnenbund:
die Damen gehen Aufsichtsräten
und Vorständen während der
Hauptversammlungen ganz ge-
zielt mächtig auf die Nerven. Sie
fordern die Männerriege mit ei-

ner Kaskade von An-
fragen auf sol-
chen Veranstaltun-
gen heraus: Wie viele
Managerinnen es auf
welcher Ebene gebe,
wie viele Männer wie
lange Erziehungsur-
laub nehmen, ob der
freie Vorstandsjob
weiblich besetzt
wird.

Dritte im Frauen-
Bund ist „Fidar“
(Frauen in die Auf-
sichtsräte). Deren
Vorsitzende, Monika
Schulz-Strelow, for-
dert von Ministerin
Schröder, den im Ko-
alitionsvertrag ver-
einbarten Stufen-
plan zur Erhöhung
des Frauenanteils in
Führungsgremien
vorzulegen.

Die Bundesländer gehen noch
weiter: Deren Gleichstellungsmi-
nister fordern eine gesetzliche
Quote für Aufsichtsräte und kün-
digten einen Bundesratsinitiative
an. Die Fraueninitiativen und Lob-
byistinnen nutzen den politi-
schen Rückwind. Anderen berei-
tet die Entwicklung Unbehagen.
Festlegungen, wie es die Länder
fordern, oder eine gesetzliche Be-
richtspflicht à la Familienministe-
rin Schröder wären ein Affront ge-
gen Klaus-Peter Müller. Der
Commerzbank-Aufsichtsratsvorsi
tzende ist zugleich Chef der Cor-
porate-Governance-Kommission
für gute Unternehmensführung.

Müller beteuert zwar stets, er
akzeptiere „das Primat der Poli-
tik“. Weitere Gesetze würde er
aber wohl nicht akzeptieren – und
sein Amt hinwerfen. Mit einem
weiteren Gesetz würde die Politik
zum dritten Mal in die Kompetenz
der Kommission eingreifen. Zu-
mal der Kodex gerade erst um spe-
zielle Regeln für Frauen in Vor-
ständen und Aufsichtsräten er-
gänzt wurde. Der Vorstoß Schrö-
ders dürfte daher für Gesprächs-
stoff auf dem Jahrestreffen der
Kommission in dieser Woche sor-
gen.

Dieter Fockenbrock, Barbara Gillmann

„Eine Frauenquote
von 20 Prozent ist
durchaus machbar“
Familienministerin Schröder erhöht den Druck auf die
Wirtschaft: Bis zum Jahr 2015 sollen Unternehmen jeden fünften
Vorstandssessel mit einer Frau besetzt haben. Gelingt ihnen das
nicht, will die CDU-Politikerin die Firmen per Gesetz zur
Einhaltung einer entsprechenden Quote zwingen.
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rin Sie sind, meint, in fünf Jahren
müsse der Anteil von Frauen in
Führungspositionen 20 Prozent be-
tragen.
Schröder: Einen Anteil von 20 Pro-
zent im Jahr 2015 wünsche ich mir
ebenfalls und halte das auch für
machbar. Das kann aber nur im
Schnitt gelten, nicht für jede Bran-
che. Denn es gibt nun mal Unterneh-
men etwa in der Stahlindustrie, die
selbst bei bestem Willen noch lange
nicht genug Frauen finden. Entwe-
der weil nicht genug Frauen eine ge-
eignete Ausbildung haben, oder
weil gar nicht genug Frauen entspre-
chende Positionen wollen.

Handelsblatt: Nicht wollen?
Schröder: Ja. Hier ärgert mich die
Unehrlichkeit in der Diskussion.
Viele Frauen wollen sich den 60-
bis 80-Stunden-Mörderjob in ei-
nem Vorstand nicht antun.

Handelsblatt: Also sollen sich die
Frauen auch nicht beschweren,
wenn sie im mittleren Management
kleben bleiben?
Schröder: Doch, natürlich. Aller-
dings: Der Schlüssel ist die Arbeits-
kultur. Unsere Unternehmen sind
vielfach so organisiert, dass nur der
an die Spitze vordringt, der entwe-
der keine familiären Pflichten hat
oder sie etwa an die Ehefrau outge-
sourct hat. Deshalb gibt es so wenig
weibliche Topkräfte.

Handelsblatt: Wollen Sie in den
nächsten Jahren nur tatenlos zuse-
hen, was passiert?
Schröder: Im Gegenteil. Wir wer-
den die positive Entwicklung aktiv
unterstützen. Ich will, dass auch
diejenigen Unternehmen Rechen-

schaft über die Beteiligung von
Frauen auf den einzelnen Führungs-
ebenen ablegen müssen, die nicht
vom Corporate-Governance-Kodex
erfasst sind. Diese Debatte müssen
wir nun führen. Breitere Berichts-
und Transparenzpflichten können
Öffentlichkeit herstellen und Debat-
ten auslösen – bis hin zu Rankings
im Handelsblatt oder auf Spiegel-
Online.

Handelsblatt: Wann soll die
Berichtspflicht kommen?
Schröder: So schnell wie möglich.
Verbindliche Berichtspflichten ha-
ben wir ja bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart. Dafür reicht der Ko-
dex allein natürlich nicht aus, zu-
mal er ohnehin nur börsennotierte
Unternehmen betrifft. Die anderen
großen Firmen und Konzerne kön-
nen wir zum Beispiel über das Han-
delsgesetzbuch erreichen. Ich hoffe
hier auf die Unterstützung des Jus-
tizministeriums, das dafür federfüh-
rend zuständig ist.

Handelsblatt: Die einen sagen,
Frauen werden systematisch von
Spitzenpositionen ferngehalten.
Unternehmen sagen, wir finden
nicht genug geeignete Frauen. Hirn-
forscher sagen, die Geschlechter ti-
cken anders, deshalb brauchen wir
Frauen auf jeder Ebene. Was mei-
nen Sie?
Schröder: Die These von Simone
de Beauvoir – wir würden nicht als
Frauen geboren werden, sondern
dazu gemacht – halte ich jedenfalls
für falsch. Männer und Frauen
sind offensichtlich unterschied-
lich, darüber muss auch niemand
unglücklich sein. Aber genau des-
halb ist es ja auch falsch, nicht das
Potenzial beider Geschlechter zu
nutzen.

Handelsblatt: Der Vorsitzende der
Corporate-Governance-Kommis-
sion, Klaus Peter Müller, sagt, die
Politik sei schuld am niedrigen
Frauenanteil in den Topetagen,
weil sie über Jahrzehnte kaum Kin-
derbetreuung angeboten hat.
Schröder: Das stimmt für die Ver-
gangenheit. Aber wir haben nun
mächtig zugelegt. Dies ist ja gerade
einer der Gründe, warum ich so für
den Rechtsanspruch auf einen Kita-
Platz ab 2013 kämpfe. Aber: Damit
fällt diese Ausrede für die Unterneh-
men weg. Die Wirtschaft muss jetzt
auch mitmachen.

Handelsblatt: Hat das neue Inte-

resse an Frauen damit zu tun, dass
uns der Nachwuchs ausgeht?
Schröder: Das wäre ja mal eine posi-
tive Folge des demografischen Wan-
dels.

Handelsblatt: Warum sind Sie aus-

gerechnet beim Managerinnen-
Netzwerk „Generation CEO“
Schirmherrin?
Schröder: Mir gefallen deren ökono-
mische Argumentation und der
selbstbewusste Ansatz. Frauen sind
doch keine schwachen Wesen, die

wir unter Artenschutz stellen müs-
sen. Nein, Frauen heute sind gut
ausgebildet, zählen zu den Top-Ab-
solventen der Unis, bringen Kinder
und Karriere unter einen Hut – es
ist also im Eigeninteresse der Fir-
men, Frauen ans Ruder zu lassen.

„Die Unternehmenmüssen
öffentlich Rechenschaft
ablegen und riskieren bei
Nichteinhaltung des
Regelwerks, dass dies auf
ihr Image zurückschlägt.“

„Das Beste an einer
angedrohten Quote ist,
dass sie wie ein
Damoklesschwert wirkt.“

„Es spricht sich herum,
dass es nicht im
ökonomischen Interesse
der Unternehmen ist, die
Hälfte des Begabtenpools
zu ignorieren.“
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